




-  17  - 

Da nach dem neuen Vergütungssystem des BAT alle Steigerungstermine 

unabhängig Vom Zeitpunkt der Einstellung auf den  Beginn  des Monate, 

in dem der 'Angestellte ein mit gerader Zahl bezeichnetes Lebensjahr 
vollendet, gelegt sind, mulne eine entsprechende Übergangsregelung 
itr die :Angeetellten, deren Grundvergütung sich nach bisherigem Recht 

nicht  mit dem Lebensalter, sondern nach dem Tag der Einstellung 

steigerte, getroffen werden. lm günstigsten Falle kann dies eine V9/ 

verlegung des derzeitigen Steigerungstermins um 23 Monate bedeuten. ! 

Die Abschnitte .V1 und VII § 15 22 - 36) BAT enthalten in Verbindung 

mit der Vergütungsordnung Anlagen la und lb zum BAT) nur die Rahmen-

bestimmungen über die Eingruppierun g  und die  Vergütung.  Die Höhe der 

'Vergütung im Einzelfalle ergibt sich aus dem besonderen Vergütungs-
tarifvertrag in Verbindung mit dem Einzelarbeitsvertrag. Die Vor-

schriften Ober die Vergütung zeichnen sich  trot Z ihres Umfanges dureh 

eine einfachere und verständlichere Fassung im Vergleich zur  TO.." sus. 

Auf Einzelheiten kann hier nicht eingegangen werden. Vermerkt eel, nur, 

daß die Tendenz, die Angestellten des öffentlichén Dienstes weittehend 

den Beamten gleichzustellen, auch hier zum Ausdruck gekommen ist (vgl. 
die BAT-Bestimmungen über Ortszuschlagt § 29,  Kinderzuschlag t §, 31, 
örtlicher Sonderzuschlag: § 32, Zulagen: § 33). Das gilt such für die 
Reisekostenvergütung (* 42), die Trennungsentschädigung ( 43) und die 
Umzugskostenerstattung (§ 44). Dabei sind die in der ADO zu § 22 TO.A 
enthaltenen Kannvorschriften entsprechend ihrem tatsächlichen materiel-

len Gehalt durch MuEvorechriften ersetzt worden. 

Der Verbesserung der wirtschaftlichen Sicherung des Angestellten 
dient 

auch die Verlängerung der bisherigen Fristen, fur deren Dauer dem  Ange-

stellten im Falle einer durch Unfall oder Krankheit verursachten Arbeits-

unfähigkeit die Bezüge 'welter gezahlt werden (§ 37). Endete die Zahlung 

der Kránkenbezüge bisher längstens nach 16 Wochen, so werden diese jetzt 

nach einer Dienstzeit von mindestens zehn Jahren bis zur Dauer von 

26 Wochen sewährt; diese  Frist  gilt ohne Rücksicht auf die Dienstzeit 

such bei Arbeitsunfällen und Berufskrankheiten i.S. der RVO. 

NeU ist die Gewährung einer4bi1äumszuwendung von DM 2oo,- nach 25 
 Dienst-

jahren und von DM 350,- nach 4o Dienstjahren ( 39). pas 
Sterbegeld wurde 

erhöht; es steht den Hinterbliebenen für den Sterbemonat und zwei 
woltera 

volle Monate in Höhe der vollen Vergütung des Verstorbenen zu ( 41) und 

zwar auch dann, wenn infolge Aussteuerung (§ 37) kein Anspruch auf Ver- 

gütung mehr besteht. 

2) Beispiel 1:  Ein Angestellter erhielt den letzten Steigerungs-

betrag im Dezember 196e.  Der nächste Steigerungstermin wäre im 

Dezember 1962 fällig. Vollendet nun  dieser Angestellte im Monat 

Mai 1961 ein mit gerader Zahl bezeichnetes Lebensjahr, so erhält 

er nicht im Dezember 1962, sondern bereits im Mai 1961 seinen 

nächsten Steigerungsbetrag. 

Beispiel 2:  Erreicht ein Angestellter ein mit gerader Zahl be-

endetes Lebensjahr zu einem späteren Zeitpunkt ale dem, 
in dem 

sich seine Grundvergütung nach bisherigem Recht gesteigert hätte, 

so gilt Folgendes: Ein Angestellter, der nach bisherigem Recht 

den nächsten Steigerungsbetrag im Juli 1961 bekommen hatte, 

und der das nächste Lebensjahr mit-gerader Zahl erst im 
Dezember 

1961 erreicht, erhält dann einen Steigerungsbetrag mit Inkraft-

treten des BAT und im Dezember 1961 den nächaten. 



- 18 - 

Der Urlaubsanspruch, die Urlaubsvergütung und die Urlaubsdauer, 
die bisher in einem besonderen Urlaubstarifvertrag geregelt waren, 
sowie die Voraussetzungen für eine Arbeitsbefreiung sind im 
9.Abschnitt (§§ 47 - 52 BAT) geregelt, Die Urlaubsbestimmungen ent-
sprechen im wesentlichen dem bisherigen Becht. Die Voraussetzungen 
für eine Arbeitsbefreiung sind den heutigen rechtlichen und politi-
schen Verhältnissen entsprechend umgestaltet. Bei der Urlaubsregelung 
des BAT steht der Erholungszweck eindeutig im Vordergrund. Bei Er- 
krankung whhrend des Urlaubs werden die durch ärztliches Zeugnis nach-
gewiesenen Krankheitstage bei unverzüglicher Anzeige auf den Urlaub 
nicht angerechnet (§ 47 Abs.6). Streitigkeiten über die Höhe der Urlaubs-vergütung ist weitgehend dadurch vorgebeugt, daß in jedem Falle die 
laufende Vergütung (§ 26 BAT) und die in  Monatsbeträgen festgelegten 
ZUlagen, bei einem Urlaub von mehr als 6 Tagen auch andere Zulagen 
sowie Vergütungen für Überstunden und Bereitschaftsdienst nach dem 
Tagesdurchschnitt der letzten 3 Kalendermonate zu zahlen sind. Die Abgeltung nicht gewährten Urlaubs ist auf alle Fälle der fristgemhaen 
Kündigung durch den Arbeitgeber, der nicht durch vorsätzlich Schuld-
haftce Verhalten des Angestellten veranlaßten fristlosen Entlassung 
und des berechtigten fristlosen Ausscheidens des Angestellten begrenzt 
worden. 

Die Fristen für die ordentliche Kündigung sind gegenüber § 16 TO.A. im 
wesentlichen unverändert geblieben. Sie sind jedoch nicht mehr nach der Dienstzeit, sondern nach der neu eingeführten Beschäftigungszeit (§ 53 
und § 19 BAT) gestaffelt. Die außerordentliche Kündigung unkündbar ge-
wordener Arbeitnehmer ist auf Gründe in ihrer Person oder in ihrem 
Verhalten beschränkt (§ 55 Abs.1 BAT). Doch wird bestimmt, daß betrieb-
liche Erfordernisse eine Änderungskündigung zum Zwecke der Herabgrup-
pierung rechtfertigen. Das gleiche gilt bei dauernder Unfähigkeit des Angestellten, die Arbeitsleistungen zu erfüllen, für die er eingestellt ist und welche die Grundlage für seine Eingruppierung bilden. Die Arbeitgeberseite hatte die Forderung erhoben, daß Gino Herabgruppierung um zwei Vergütungsgruppen möglich sein müsse. Erst in der Abschlußver-handlung ist eine Einigung über die Herabgruppierung um eine Vergütungs-gruppe zustandegekommen. So ist dem Interesse des Angestellten, in der 
Vergütungsgruppe zu bleiben, in die er bei Eintritt der Unkündbarkeit eingestuft war, weitgehend Rechnung getragen worden. Die Anderungs-
kündigung ist überdies überhaupt ausgeschlossen, wenn die Leistungs-minderung auf einen Arbeitsunfall oder Berufskrankheit zurückzuführen 
ist oder auf natürlicher Abnahme der körperlichen oder geistigen Krdfte 
nach einer Beschäftigungszeit von  2e  Jahren beruht und der Angestellte 
das 556Lebensjahr vollendet hat. Damit wird für den Bereich des BAT im Anschluß an die in Lehre und Rechtsprechung entwickelten Gedanken des 
allgemeinen Kündigungsschutzrechts die Prago geregelt, inwieweit der Arbeitgeber im Rahmen der Fürsorgepflicht bei AuSspruch der Kündigung nach Treu und Glauben auf den Arbeitsplatzschutz des Arbeitnehmers 
Rücksicht nehmen muß. 

Zu den wichtigsten in der 3.Lesung des BAT vereinbarten Neuerungen gehört auch die Einführung von Ausschlußfristen. Diese für die Ansprüche des Angestellten wie des Arbeitgebers geltedden Fristen sollen die Parteien des Arbeitsverhältnisses im Interesse des Arbeitsfriedens und der 
Rechtssicherheit veranlassen, ihre Ansprüche rechtzeitig geltend zu 
machen. Ansprüche auf Leistungen, die auf die Zugehörigkeit zu einer 
höheren Vergütungsgruppe oder auf die Ausübung einer höherwertigen 
Thtigkeit gestützt sind, und die allmonatlich entstehenden Ansprüche 
auf Vergütung müssen binnen 6 Monaten schriftlich geltend gemacht werden. Binnen 3 Monaten nach Aufforderung durch den Arbeitgeber hat der Angestell-te die Dienst- und Beschäftigungszeiten nachzuweisen. Diese Fristbe... 



stimmung dämmt die slch oft über Jahre hinséhleppenden . Streitig-
keiten über anrechnungsfähige ,Dienstzeiten  ein..  Die Angestellten 
sollten  über diese  wichtigen Fristen gleich belehrt werden. 
Der Angestellte, Amr am  Tage  der Beendigung des  Arbeitsverhältnisses  
das 21.Lebensjahr vollendet hat und in  einem  ununterbrochenen 	- 
Arbeitsverhältnis von  mindestens einem Jahr bei demselben Arbeitgeber 
gestanden  hat,  erhält beim Ausscheiden einen Rechtsanspruch aut 
Gewährung eines Übergangsgeldes.  Damit wird die unbefriedigende 
Regelung  der ADO'Nr.1 Abs.7 zu § 16 TO.A ausgeräumt, die . keinen Rechts- 
anspruch auf ffbergUngsgeld gewährte. - 	 - 

Der BAT trifft schließlich eine Reihe von  Sonderregelungen  über Wehr-
Idienetwohnungen, Schutz - und Dienstkleidung usf. Dabei gibt es keine 
Verweisungen auf andere Vorschriften mehr wie in § 14 ATO. In den 
Anlagen jut BAT  wurden,  um den Besonderheiten der  Arbeite-  und Betrebs-
verhältniese auf verschiedenen Gebieten des öffentlichen  tiensteg ge-
recht zu werden,' insgesamt 26 Sonderregelungen vereinbart.  Diese  siną
treat/1(3h  dem  MAntelteil  gleichwertige  Bestandteile des BAT; !ice können / 
nicht  gesondert  gekündigt werden. 

BAS zUnenmende'Rineinwacbsen der Angestellten des öffentlichen Dienstes 
4n neue beamtenähnliche  Aufgaben findet  seine Berücksichtigung in der 
erstmaligen Vereinbarung von Tarifvorschriften für zahlreiche,Berufs-
gruppenz . für die Angestellten im auswärtigen Dienst, -im Flugsicherungs-, 
Wetter-, Strafvolizugsdienst usw. Neben Verwaltungsanrestellten be-
séhäftigtder öffentliche Dienst Angestellte  in Krankenhäusern, landwirt- 

- echaftliChen Betrieben, Theatern,  Sparkassenbetrieben,  Bibliotheken, 
'Aróhiven,Hßchulen:und .  auf Schiffen. .Hervorzuheben ist, daß  nach  Anlage 
241 Nr.2 BAT die Volksbibliothekare für die :Erarbeitung von Bücherkennt-
nissen und die  Besprechung  von Neuerscheinungen die' Anerkenntnis  einer 
angemessenen Zeit ala . regelmäßige Arbeitszeit erreicht haben. 

An  verschiedenen Stellen innerhalb dès Vertrages finden sich Verweisungen 
auf  die  sog. Anlagen  la  und lb. Damit sind die noch nicht vereinbarten 
Vergütungsordnungen  gemeint, Bis zum Abschluß neuer Vergütungsregelungen 
gelten gemäß §- 73 Abs.)  (Anl. la zum BAT) noch die bisherigen Vergütungs-
ordnungen TO.A,und Kr  .„T weiter. So schnell Wie es die  Umstande  zulusem, 
Werden die Verhandlungen über eine Neufassung der Anlage l zur TO:A 

: -und der Kr .T aufgenommen werden. Babel wird es In erster Linie darauf 
ankommen, durch eine Neuformulierung  der Tätigkeitsmerkmale eine gereehte 
Bewertung der Leistungen herbeizuführen. Ber  Tarifvertrag  vot 15.1.196o, 
der bereits  fur  bestimmte Vergütungsgruppen eine Neubewertung brachte,  
steht . einer generellen Neubewertung aller Veirgütungsgruppen micht ent-
gegen. Das erklärte Ziel des Tarifvertrages vom  15  Januar  1960, den man 
als einen teilweisen Vergriff auf die Vergütungsordnung  zum  BAT  ansehen  
könnte'l  war, die wertmAßige  Diskrepanz  zwischen bestimmten Vergittungs-
und Besoldungsgruppen zu beseitigen, 

Die Verhandlungen . über die neuen Tätigkeitsmerkmale der Vergütungsordnung 
-zum BAT sind für  die  Diplom-Bibliothekare  dés gehobenen Dienstes An - 
wissenschaftlichen  Bibliotheken von besonderer Bedeutung. Auf Grund der 
Erfahrungen  mit dem  .Tarifvertrag  vom  15.1.196o kommt es jetzt darauf an, 
die  Tätigkeitsmerkmale  der Vergütungsgruppe IV b zu verbessern und den 
gehobenen Bibliotheksdienst  such noch in dia Vergütunrsgruppe IV  ą  auf- 
zunehmen.  . Für die bibliothekarischet Hilfekräfte, die - bisher nur bis 
Vergütungsgruppe ,VIL eingruppiert werden können, muß auch eine - Höher- 
siufungstögiichkeit nach VergUtungsgruppe VI b erreicht werden.  Nach :  
Rücksprache mit den Tarifpartnern über diese Frage besteht  Aussicht,  daß 
die bibliothekaris040 HilfstrAftelcünftig auch nach Vergütungsgruppe 

-VI b kommén kötnen.' ) , 

3) Zur-rechtlichen Seite dieses Einstufungsproblets vgL H,Gerstenkorn: 
:Der  Diplom-Bibliothekar  und der Tarifvertrag vom 15.1.196o. In; Arbeit 
und'  Recht.  Jg.  196e.  H.6. S.173 ff, 
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Unsere  Wünsche für die Neuformulierung der Tätigkeitsmerkmale der 
Vergätungsgruppe IV b, wobei vor allem eine Änderung  der Bandzahlen 
und des Unterstellungsverhältnisses zu erstreben wäre, werden in 
der Tarifkommission sicher nicht leicht durchzusetzen sein. Voraus-
setzung wäre eine Einigung auf möglichst präzisWormulierungsvor-
schläge vor Beginn der Kommissionsverhandlungen", eine gewiß nicht 
leichte Aufgabe, da viele Bibliothekstypen berücksichtigt werden wollen. 
Tarifverhandlungen, bei denen viele Beteiligte auf Arbeitgeber- und 
Arbeitnehmerseite ihre Wünsche durohsetzen wollen, können nur mit einem 
Kompromiß enden. Bestehendem und der Rechtsprechung müssen Rechnung 
getragen werden. Die Ablösung der ATO und TO.A, insbesondere aber such 
der vielen Dienstordnungen war eine ebenso umfangreiche wie komplizierte 
Arbeit. Die Bedeutung des BAT wird nosh einmal deutlich in den SchluB-
vorsohriften ( 73), die mit geringen Ausnahmen die bisher noch gelten-
den Tarifordnungen einschließlich der sie ergänzenden Allgemeinen, 
Gemeinsamen und Besonderen Dienstordnungen, Sonderregelungen sowie 
Sondererlasse der ehemaligen Reichsminister und des ehemaligen Reichs-
treuhänders für  den öffentlichen Dienst, ferner zahlreiche nach dem 
Kriege geschlossene Tarifverträge aufheben. Diese Vereinheitlichung der 
Bestimmungen in einem Vertragswerk, das klar in seinen Formulierungen, 
einprägsam in seiner Ubersichtlichen Gliederung ist, hilft dem Ange-
stellten im öffentlichen Dienst; darüber hinaus leistet der BAT einen 
Beitrag zur Funktionsfähigkeit  und Arbeitsvoreinfachung der öffentlichen 
Verwaltung. In der Festigung der Rechtsstellung der Angestellten kommt 
der im Grundgesetz verankerte Gedanke der  Sozialstaatlichkeit zur 
Geltung. 

4) Inzwischen hat die Tarifkommission mit den Verhandluhgeit über die 
Tätigkeitsmerkmale der Vergütungsgruppe I - III TO.A, begonnen, die 

für manche Angestellte im höheren Bibliotheksdienst von Bedeutung 
sein dürften. Mit neuen Beratungen Uber die VergUtungsgrupen V b - 
IV a ist nicht vor Beginn des nächsten Jahres zu rechnen, da die 
Kommission arbeitsmäBig überlastet ist und diese Vergütungsgruppen im 
Tarifvertrag vom 15.1.196o vorerst eine Regelung gefundeh haben. 



Wolfgang H d n e 1 : 

Wünsche  der Bibliothekare an die  Verleger 

Nicht :oft wird den geplsgten Dienern: des Buches, den Bibliothekaren, 
Gelegenheit gegeben, ihre Wünsche, Ärgernisse und Verbeseerungs 	— 
vorsphldge an die Verleger und  Fabrikanten dieser Erzeugnisse einen 
größeren Kreise außerhalb ihrer eigenen Interessenvertretungen zur 
Kenntnis zu: bringen.  Der Verlag Carl Heymanne, den ich auf dessen 
Bitten  bereits  fur seinen  Almanach 1961 einen Beitrag zu dem Thema 
"Umgang mit leseblnttwerken - Erfahrungen und  Wunsche" übergeben 
konntéYder-ungekürzt auf den Seiten 41-46  zum Abdruck 'kam, hat  nach. 
auch für der: Almanach 1962 aufgefordert f -in r einem Beitrag die . Wunsche: 
der Bibliothekare an die Verleger diesmal ohne  dip Lpseblattwerke 
aufzuzahlen und zu erläutern. 	• 

Fühlteleh  mich bei den Loseblattwerken  auf  Grund' meiner eigenen 
bitteren Erfahrungen und den Gesprächen  sowie dem vielen Schrift-
wechsel mit den  Leitern großer Bibliotheken, die  ebenfalls  mit be. 
Ardchtlichen LoseblattsammIungen gesegnet sind, zu einer Beantwortung 
ohne -die allgemeine Mithilfe aller Kollegen berechtigt,  so möchte ich 
diesmal im allseitigen Interesse such besonders die  Leiter der  kleine-
ren Bibliotheken auffordern, mir durch Anregungen und Hinweise zu 
helfen. Zum Spezialschrifttum durfte soviel  - Zu sagen sein, da8 wohl 
jeder der hier Anwesenden ein ()der Zwei Hinweise geben kann. Sofern 
dies heute niohtmöglich ist; bitte ich recht herzlich, mir bis späte; •- 
stens  Ende Juni  das Material oder  die  entsprechenden Stichworte zu-
gehen zu laseen, denn  der Verlag hat  mich gebeten,  den Beitrag möglichst 
bis  zum Beginn der großen Ferien abzuliefern. 

Bisher: sind bereits folgende Punkte vorgesehen: 

Bücher  

Für plas . 
Titelblatt 

_ : sollte  das Normblatt DIN 1429 Vorbild  sein - dies gilt  insbesondere 
für Verleger bzw. Druckereien; die nur selten eigene Buch 
erzeugnisse herausgeben. 

scheinungsjahr  
Büchern ist immer wieder darüber zu klagen, dag auf dem Titel-

blatt das ErScheinungsjahr fehlt. Vielfach ist  es audit ans  dem 
- Copyright.LVermerk, dem Vorwort Oder Inhalt nicht festzustellen: 
riese  Angabe ist für den Bibliothekar eminent-michtig,'auch bei 
schöngeistiger Literatur. 

Originaltitel 
Bel Buchübersetzungen eus einer fremden Sprache sollte in'der 
1. und den folgenden Auflagen unbedingt  auch  der Originaltitel 
dés Werkeb als Untertitel bier durch hinweisenden Vermerk  an
deutlich sichtbarer Steil .° angegeben werden. 

Vorankündigung 
von  Werken nicht oft schon Jahre vor dem Erscheinen,  Sie s011ten. 
erst angekündigt Werden, wenn das Erecheinungsdatun ih etwa fest-
steht  Die  Verleger sollten ihre vorangekündigten, 'zum Subskrip-
tionspreis bestellten Werke nicht später zu einem erheblich 

' höheren Preis lieferh. Anderenfalls  setzen sie sich  der Gefahr 
der Rückgabe  seitens  des Bestellers aus. Auch keine.VordaAierung 
des:,Erscheinungejahree., 
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Abkürzungen 
Keine Fantasieabkürzugen, hierbei möglichst das Abkürzungs-

verzeichnis  Kirchnerx  verwenden. 

Vornamen 
des Autors oder Verfassers bzw. Herausgebers in Buchtiteln, 
Zeitschriftenaufsätzen, Beiträgen in Festschriften usw. (Jahr-

büchern); der Rufname muS unbedingt ungekürzt angegeben werden. 

Schriftenreihen 

Wenn Sondernummern oder Hefte einer Schriftenreihe herausgegeben 
werden, sollte von der ersten Ausgabe an die Durchnumerierung mit 

der Nr.1 beginnen, um spätere Unklarheiten und Rückfragen bei der 

Ermittlung und Zitierung zu vermeiden. 

Eipe bibliographisohe Karte  
(ähnlich  der Titelkartei der Deutschen Bibliothek) mit der Buoh-
auslieferung durch den Verlag wäre m.E. im Interesse vieler 
kleiner Einmannbibliotheken - schon aus Zeitgründen empfehlens-
wert (Vorbilder sind in Amerika vorhanden). 

Zeitschrif ten 

Die Auflagenhöhe  

ist oft zu niedrig. Schon nach wenigen  Wochen oder Monaten sind 
einzelne Nummern vergriffen und können nicht nachbezogen werden. 

Hervorhebung  

der Heft-Nummern bei Zeitschriften an deutlich sichtbarer Stelle 
sowohl auf dem Schutzumschlag wie auch auf der ersten durchnume-
rierten Seite jeder Ausgabe. 

Bibliographische Angaben 

Ausführliche bibliographische Angaben, z.B. genaue Zitierung 

der Hinweise bei Quellenangaben in Zeitschriftenaufsätzen usw. 

Verlagsort-Angabe  

ist bei Zeitschriften unbedingt erforderlich, wenn Herausgeber, 
Verlag, Druckerei usw. unterschiedlichen Sits haben. 

• Zitierleisten  

sollten bei den Zeitschriften auf, der ersten Seite, bzw. dem 

Schutzumschlag an gut sichtbarer Stelle angebracht sein. 
Jede Zeitschrift sollte auf der ersten Seite hinter oder unter 

dem Titel ihre Abkürzung angeben, wie dies z.B. bei der "Zeit-

schrift für das gesamte  Familienrecht"  (Panin) geschieht. 

Durchnumerierung • 
der Seitenzahlen eines Jahrganges. Keine Fortzdhlung über einen 

Jahrgang hinaus. 

Bei der Einfügung von Reklameseitén sollte unbedingt von einer 
Durohnumerigrung dieser Seiten in arabischen Ziffern 'abgesehon 
werden, dunit  sie später nicht mitgebunden werden müssen. Der 
einzelne Jahrgang einer Zeitschrift im Regal nimmt sonst erheb- 
lich  mehr Platz in Anspruch, Regalraum in Bibliotheken ist 
aber heute besonders wertvoll und teuer. Gegen eine Numerierung 
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von Reklameseiten in  römischen Ziffern.. wie  in den  medin-
nisCherr2eitschriften üblich -.dürftp dagegen nichts einzu-
wenden seine. 
Inhaltsverzeichnisse fili- den  vorhergehenden Jahrgang sollten.' 
keinesfalls  in ein Heft des  laufenden Jahrganges mit  durch-
laufender Seitenfolge eingearbeitet werden. 

AufaatzfortsetzUngen 

in einer Zeitschrift sollten sich nach Möglichkeit nicht ,über 
einen Jahrgang hinaus érstrecken..Vorallem sollte Ale Fort-
setzung Tacht,  über mehrere Hefte hin  unterbrochen werden. 

:Bei Gesetzblättern 

1) auf dem Titelblatt oder  am Schluß des  Inhaltsverzeichnisses 
,Angabe l  wie vieleNummern der. betr. Jahrgang umfaßt,Hbzw. 
mit welcher Seitenzahl er abschließt; 

2) am  Schluß der  letzten Nummern eines Jahrganges kurzer" 
- Hinweis, daß der Jahrgang abgeschlossen ist, sofern nicht 

aus dem Ausgabedatum  (z B.  31.12.) ohne weiteres ersichtlich. 

Kein Übergehen zur  PERFORATION  ' 

von Zeitschriften, da hierbei die Verleitung zur HeraUsnahme, . 
einzelner Seiten noch unterstützt uncrvergröß6:trn' wird(Losebla t-
weTk!) 

Die  Herausgabe  von  Sammelordnern 

scheint umstritten. Ordner mit allen möglichen Heftungsmechaniken 
verfuhren immer wieder zumwiderrechtlichen EntferneheinzeIner'. 
Hefte oder Blätter. 
Ihre Herstellung wird vielerorts für überflügehalten, da 
jede Bibliothek, die darauf Wert legt, sich selbst Ordner oder 
Schatullen besorgen kann. . 

Die Jahresregister 

sollten schneller geliefert werden. Manche Verleger benötigen 
hierzu ein halbes Jahr und mehr. Mehrjahresregister werden stets 
dankbar begrüßt. 

Kurzreferate  

von langen Aufsätzen sind sehr erwünscht (siehe hierzu als Bei-
spiel einzelne Firmenzeitschriften, auch "Recht im Amt" u.a.). 
Möglichst kurze Inhaltsangabe oder bibliographischó Angaben ru 
jedem Aufsatz. 

Beilagen 

Essollte-unbedingt möglich sein, beI.Zeitschrieén, denen ständig 
eine umfangreiche und teure Beilage beigefügt ist, in Fällen des 
Mehrfachbezugs  der Hauptzeitschrift diese auch ohne die Beilagé'' 
bekommen zu können. 'In der  Regel werden  von Beilagen . Arep den 	_ 
Bibliotheken nicht So viele Exemplare benötigt wie  von  de  Haupt-
titel. tieAlierdurc7a ersparten Kosten konliten dsnn  fur den  Bezug 
von Mehrfachstücken der Hauptzeitschrift oder anderer Werke frei-
gemacht  warden. 
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Formate 

Es wäre sehr zu wünschen, wenn die Verleger von den ausgefallenen 
Formaten, wie z.B. den Querformaten, quadratischen Formaten und 
anderen Extravaganzen Abstand nehmen würden. Eine Einigung auf 
3 oder 4 Normen sollte angestrebt werden. 

Auch bei Zeitschriften keine zu großen Formate wählen, da der Raum 
in den Bibliotheken immer knapper und teurer wird. Nicht Übergang 
vom bisherigen Zeitschriftenformat auf Zeitungsformat - wenn auch 
Mr den Verleger bei großen Auflagen u.U. billier - da ashen 
genügend Raum in den Bibliotheken filii unbedingt aufzubewahrende 
Zeitungsformate benötigt wird (Bundesanzeiger, Staatszeitungen 
und Staatsanzeiger, Berufszeitungen, Informationsblätter usw., 
z.B. "Das Parlamenta us*.). 

Einbände  

Gleichmäßige Einbanddecken Sind unbedingt zu befürworten. 

Rückentitel  

Eine Einigung über die Gestaltung der Rückentitel  wäre  Behr 
erwünscht, Schriftrichtung von oben nach, unten oder von unten 
nach oben. Hierüber wird immer wieder geklagt, auch viel 
Druckerschwärze ist zu diesem Thema verbraucht und viele 
statistische Erhebungen über die Häufigkeit der einen oder 
anderen Beschriftungsart sind angestellt worden. 

Das Ergebnis aer jahrelangen und nicht uninteressanten Dis-
kussionen sowie der Erhebungen des Bibliographieausschusses 
des Bi1.rsenvereins kann dahin zusammengefaßt werden, daß der 
Rückentitel von unten nach oben zu laufen hat, sofern er nicht, 
was immer das beste ist, horizontal angebracht werden kann. 

Nach Möglichkeit sollte bei der Anbringung der Schrift am 
unteren Ranle ein kleiner Baum, etwa 3 - 4 cm, zum Aufkleben 
der Bibliethekssignaturen freigelassen werden. 

Auch auf Rückentiteln sollte auf besonders deutlich hervor-
tretende Angaben von Band- und Jahreszahlen Wert gelegt werden. 

Keine blassen Druckfarben auf an und für sich schon sehr hellen 
Buchrücken, umgekehrt keine dunklen Farben auf dunklen Rücken. 
Auch hier wird leider unbedacht häufig gesündigt. 

, Der Bibliothekseinband 

ist unbedingt dem Verlagseinband vorzuziehen. 
Doch darf nicht übersehen werden, daß die Bibliotheken nicht die 
alleinigen Bezieher sind. Von seiten der Verleger sollte ein 
stärkerer Einband erstrebt werden und vor allem eine wesentlich 
bessere Verarbeitung der Buchrücken. 

Keine Kunststoffeinbände 

da diese bei häufiger Benutzung brechen (z.B. Kommentator). 

Keine Lumbeck-Einbande 

dann lieber Broschur. Die Bibliotheken binden sich broschierte 
Literatur meist lieber selber ein. 



Helle Einbände  
Empfindlichen hellen Einbänden ist unbedingt zu widerraten, 

es sei denn, daB sie in selbstklebenden Folien geliefert werden, 

die in jedem Falle zu begrüßen wären. 

, Statt des -echutzumschlages sollten besser Einbände 
mit selbst. 

klebenden blieb geliefórA werden. 

Fachbücher sollten nur dunkle Einbände erhalten. 

Der Almanach 1961 ist im Börsenblatt für den 
Deutschen Buchhandel 

besprochen und auch auf den Beitrag über die 
Loseblattwerke hinge-

wiesen wcrden. Ich möchte-in unserer aller Interesse - 
hoffen und 

wünschen, daß auch das Ihnen soeben bekanntgegebene 
Thema so all-

seitige Beachtung findet. Daher nochmals meine herzliche 
Bitte um 

baldige Mitteilung Ihrer Anregungen und Hinweise bis 
spätestens 

Ende Juni d.J. 
Im voraus meinen herzlichen Dank für Ihre Mithilfe! 

) Kirchner, Dr.Hildebert: Abkürzungsverzeichnis 
der Rechtssprache 

auf der Grundlage der für den 
Bundesgerichtshof gelten- 

den Abkürzungsregeln. 
Berlins Walter de Gruyter u. Co., 1957, XII, 347 S. 





Empfehlung 

über  :die Einrichtung von Ausbildungsplanstellen 
n Behördenbibliotheken des Bundes. 

Mie Besetzung der an Behördenbibliotheken des Bundes und der 

Lander bpstehenden Planstellen des  gehobenen mittleren Dienstes 

% mit  bibliothekarisShen FachkrAften (Diplombibliothekaren) be- 

gegnet  wegen  des  Mangels einer ausreichenden Zahl von Stellen- 

anwärtern  dieser  Fachrichtung seit geraumer ZeitSchwierigkeiten. 

Nach  den ,Feststellungen der  Kommission für Ausbildungsfragen  des  I 

Vereins  Deutscher Bibliothekare wird nosh suf Jahre hinaus  nicht 

nur für Ale Behördenbibliotheken, sondern auch für die aligemei.., 

nentSsensbhaftlichen Bibliotheken ein ungedeckter  Bedarf an 

Diplombibliothekaren bestehen. 

Diener akute  Nachwuchsmangel ¡st in  erster  Linie auf die , zu geringe  

Zahl der'llusbildungsplanstellen zurückzuführen, die aie einzelnen 

Bibliotheken  den von den Ländern unterhaltenen Bibliotheksschulen 

ZUT Verfügung  stellen  können. An den z.Z. (Mai 1961) bestehenden: 

1o9  Bibliotheken  dés  Bundes gibt  es z.B.  keine einzige  Ausbildungs-

stelle. Wegen des Eigenbedarfs der ausbildenden Bibliotheken der 

Länder stehen für die Behördenbibliotheken keine Lanfbahnanwdrter 

zur Verfügung, da diese sich in erster Linie um eine Anstellung 

an den  Bibliotheken bewerben, auf deren Planstellen sie ausgebildet 

worden  Sind. Die Arbeitsgemeinsehaft möchte daher ihren  dem  Bundes..; -  

minibterium des Innern am 23.November 196o unterbreiteten Vorschlag;H 

Ausbildungsplanstellen an geeigneten-BehÖrdenbibliotheken einzu-

richten, nochmals unterstreichen. 

Die  Arbeitsgemeinschaft  halt  einerseits  die Rinzunahmé der 

lehatdenbibliotheken  auch im Hinblick auf die für diese Bibliotheken: 

zUsätzliqh:erforderlichen KenntnisSe  für Sehr wünschenswert, anderer- 

seitSHwegen der engen  Verbindung  der Behördenbibliotheken mit  dein  

gesamten deutschen wissenschaftlichen Bibliothekswesen  die 4Ufrecht -j 

erhaltung  einer einheitlichen Fachausbildung aller Bibliotheks- 

anwärter.fUr notwendig. Im Hinblick auf Bestrebungen einzelner - 

Geschgfisbereiche, z.B. des.Vérteidigungs- und des Postministeriums, 

: .für ihre Büchereien eine eigene Ausbildung einzurichten,  erfordert  

die  drohende Gefahr der Zersplitterung sofortigelaBnahmén. 



Die Arbeitsgemeinschaft schätzt den durchschnittlichen Jahres-

bedarf an Diplombibliothekaren  für Behördenbibliotheken auf 

15 - 2o Kräfte. Bei der Ermittlung des Bedarfs ist die wegen 

des überwiegend weiblichen Berufes hohe Schwundzahl - sie 

wurde in Hamburg mit mindestens  3e  90, in Bayern sogar mit 

70 % errechnet - zu berücksichtigen. Bei einer dreijährigen 

Ausbildungszeit würden daher etwa 6o Planstellen im schritt-

weisen Aufbau erforderlich sein. 

Da der überwiegende Bedarf bei den Behördenbibliotheken 

des Bundes besteht und die grüBeren Bundesbibliotheken den in 

den Ausbildungsordnungen der Lander geforderten fachlichen 

Voraussetzungen entsprechen, ist es zweckmäßig, die erforder-

lichen Ausbildungsstellen bei Bibliotheken des Bundes einzu-

richten. 

München, den 25.Mai 1961 
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